
zu elen steno~ran~ischen Protokollen des 
~----~~~~~~~~ 

Bundesrates 

B e r ich t 
des Finanz'ausschusses 

über den Gesetzosbeschluß des Nationalrates vom 9. Juli 1972, betref- . 
fend' ein Buadesgesetz , mit dem. das Verfasslmgsgerichtshofgesetz 
1953 geändert wird 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
soll ~ie Entschädigung der 11i'~gli8der des Verfassungsgerichtshofes 
neu geregelt werden. Der Präsident des Verfassungsgerichtshofes 
soll statt bisher 120 % ab 1. Juli 1972 166 v.H. des Bezuges eines 
11itgliedes des Nationalrates erha1ten~ Der Vizepräsident und die 
st&:ldigen Referenten sollen 138 VoH. und die übrigen Hitglieder 
83 v .. H. des Bezuges eines Iiit;:;liedes des Nationalrates erhalten. 
:Ferner soll die bisherige A!E'echnung von Dienstbezügen aus einem 
öffentlich rechtlichen Dienstverhältnis sm'i"ie bestimmter, anderer 
Dienstverhältnisse auf die Entschädigung, entfalleno 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom ll~ Juli 1972 in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanzausschuß somit 
den AntrLtSJ... der B'.lDdesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vorn 90 J'J.li 1972, 
betreffend ein Bundesgesetz, nit dem das Verfassungsgerichtshof­

gesetz 1953 geändert ~vird, vliI'd kein Einspruch erhoben .. 

B e d n a r 

Be:!:' icht erstatter 

T,vien, 0.1'1 11 e Juli 1972 

Sei d 1 
Obmann 
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